
Kräften während des Strafvollzugs auf Rückfalltäter 
beschränkt sein — wie das an einer Stelle des vorste­
henden Beitrags anklingt.
Die von Kruse/Uhlig/Zucker herausgearbeiteten Krite­
rien für eine Strafaussetzung betreffen nur das Ver­
halten des Täters im Strafvollzug. Nach § 45 StGB sind 
jedoch neben der Persönlichkeit des Täters auch die 
Umstände und die Schwere der Straftat zu berück­
sichtigen. Das Oberste Gericht hat in seiner unveröf­
fentlichten Entscheidung vom 15. September 1969 — 
5 Wst 2/69 — unter dem Gesichtspunkt des Strafzwecks 
zu der wirksamen Erziehung des Rechtsverletzers und 
zum Schutz der sozialistischen Gesellschaftsordnung wie 
folgt Stellung genommen:

„Die Entscheidung darüber, ob und zu welcher Zeit 
die Anwendung der Strafaussetzung auf Bewährung 
berechtigt und notwendig ist, setzt die Prüfung aller 
in § 45 Abs. 1 StGB i. Verb. m. Art. 2 StGB festge­
legten Faktoren über die Funktion der Strafe voraus, 
da sich nur dann beurteilen läßt, ob der Zweck- der 
gegen einen Angeklagten ausgesprochenen Freiheits­
strafe als erreicht angesehen werden kann. Nach 
Art. 2 Abs. 1 StGB besteht der Strafzweck nicht nur 
in der wirksamen Erziehung des Rechtsverletzers, 
sondern auch im Schutz der sozialistischen Staats­
und Gesellschaftsordnung, der Bürger und ihrer 
Rechte vor kriminellen Handlungen. In diesem Sinne 
ist § 45 Abs. 1 StGB auszulegen, der es hinsichtlich 
der Voraussetzungen der Strafaussetzung auf Bewäh­
rung auf die Erreichung des Strafzwecks abstellt und 
die Berücksichtigung der Umstände der Straftat ne­
ben der der Persönlichkeit des Verurteilten ausdrück­
lich hervorhebt.“

Daraus ergibt sich, daß selbst bei Tätern, deren Ver­
halten während des Strafvollzugs über einen längeren 
Zeitraum hinweg als überwiegend positiv beurteilt 
wird, eine Strafaussetzung auf Bewährung als verfrüht 
abgelehnt werden kann, wenn dem die Umstände der 
Tat, d. h. in der Regel deren Schweregrad, entgegen­
stehen.
Liegen aber die gesetzlichen Voraussetzungen vor, 
dann besteht auch eine Pflicht zur Strafaussetzung auf 
Bewährung. Noch immer gibt es vereinzelte Beispiele 
dafür, daß die Gerichte zwar im Verfahren die in § 45 
StGB und § 349 StPO genannten Voraussetzungen für 
eine Strafaussetzung bejahen, die Beschlußfassung je­
doch mit dem Hinweis verzögern, daß die staatlichen 
Organe nicht rechtzeitig einen geeigneten Arbeitsplatz 
zur Verfügung gestellt haben. Das ist unzulässig. Viel­
mehr haben die Gerichte in solchen Fällen unverzüg­
lich über den Antrag zu entscheiden, auch wenn da­
durch eine vorgesehene Verpflichtung zur Bewährung 
am Arbeitsplatz als zusätzliche Erziehungsmaßnahme 
nicht ausgesprochen werden kann1. Der Ausspruch 
einer Bewährung am Arbeitsplatz (§ 45 Abs. 3 Ziff. 2 
StGB) ohne konkrete Bezeichnung des dafür vorgese­
henen Betriebes sollte unterbleiben, weil das Gericht 
dann ohnehin die Geeignetheit des Arbeitsplatzes nicht 
prüfen kann.
Derartige negative Beispiele offenbaren, daß sowohl 
das Strafvollzugsorgan als auch die Abteilung Innere 
Angelegenheiten des örtlichen Rates und nicht zuletzt 
das Gericht den Prozeß der Wiedereingliederung des 
Verurteilten ungenügend vorbereitet haben.
Der Auffassung von Kruse/Uhlig/Zucker, daß bei wie­
derholt Straffälligen, die mehrmals zu Freiheitsstrafen 
verurteilt wurden, bei der Strafaussetzung ein beson­
ders strenger Maßstab anzulegen sei, kann im allge­
meinen gefolgt werden — nicht aber ihrer Begründung, 
daß diese Verurteilten sich in der Regel nur deshalb 
ohne Beanstandungen verhalten, weil sie mit den Ge- i

i Vgl. dazu den „Bericht über die 25. Plenartagung des Ober­
sten Gerichts“, NJ 1970 S. 48 a. (49).

pflogenheiten des Strafvollzugs gut vertraut sind. Tat­
sächlich gibt es — vor allem bei den' Organen des 
Strafvollzugs — noch immer Tendenzen, mit dieser 
Begründung bei wiederholt straffällig gewordenen Tä­
tern auf die Verbüßung der Freiheitsstrafe zu orien­
tieren, obwohl sie, wie durch Tatsachen belegt werden 
kann, über einen längeren Zeitraum hinweg eine au­
ßerordentlich positive Entwicklung genommen haben. 
Derartige subjektivistische Auffassungen wirken sich 
schädlich auf den Prozeß der Selbsterziehung des Ver­
urteilten aus. Für sie darf in der Praxis der Rechts­
pflegeorgane kein Raum sein.
Soweit Kruse/Uhlig/Zucker die Strafaussetzung bei 
Rückfalltätern, die nach § 44 StGB bestraft wurden, als 
Ausnahme deklarieren, erscheint dies bereits im Hin­
blick auf die im Gesetz angedrohten Mindeststrafen 
fehlerhaft. Allerdings wird das erneute Straffälligwer­
den trotz Verbüßung vorausgegangener mehrjähriger 
Freiheitsstrafen in der Regel die Notwendigkeit be­
gründen, den Zeitpunkt für eine vorzeitige Entlassung 
wesentlich später anzusetzen als beispielsweise bei ei­
nem Ersttäter.

Mündliche Verhandlung zur Entscheidung über 
Strafaussetzung

Die Verfasser betonen zu Recht, daß die mündliche 
Verhandlung zur Entscheidung über eine Strafausset­
zung auf Bewährung- (§ 349 Abs. 9 StPO) Ausnahme­
charakter trägt. Dies muß aber auch dann gelten, wenn 
im Zusammenhang mit der Gewährung von Strafaus­
setzung eine Bürgschaftsübernahme zu erwarten ist. 
Um die Erziehungsbereitschaft bei Afbeitskollektiven 
oder einzelnen Personen zu wecken, sollten die Bürg­
schaften vielmehr kontinuierlich und auf lange Sicht 
vorbereitet werden.
Mangelt es an einer solchen Kontinuität, dann sollten 
die Gerichte bestimmte Anknüpfungspunkte aus der 
Hauptverhandlung aufgreifen und ggf. mit Hilfe der 
Schöffen die im Zusammenhang mit einer etwaigen 
Strafaussetzung bestehenden Probleme vor der Be­
schlußfassung darüber im Arbeitskollektiv des Verur­
teilten erörtern. Dabei wird es vor allem darauf an­
kommen, anknüpfend an die im Führungsbericht des 
Strafvollzugsorgans genannten positiven Entwicklungs­
tendenzen des Verurteilten, konkrete Maßnahmen fest­
zulegen, die eine möglichst konfliktlose Wiedereinglie­
derung in das gesellschaftliche Leben ermöglichen.
Eine mündliche Verhandlung gemäß § 349 Abs. 9 StPO 
kann erforderlich sein, wenn die dem Gericht zur Ver­
fügung stehenden schriftlichen Unterlagen noch keine 
Entscheidung zulassen. Dies kann z. B. dann der Fall 
sein, wenn die Entwicklung eines Täters im Führungs­
bericht als negativ charakterisiert wird, andererseits 
aber Arbeitskollektive öder auch Angehörige des Ver­
urteilten, gestützt auf Kenntnisse aus persönlichen Be­
suchen während des Strafvollzugs, gegenteilige Auf­
fassungen vertreten und sich dabei auf das Zeugnis von 
Mitarbeitern des Strafvollzugs berufen.

Maßnahmen zur Erhöhung der erzieherischen 
Wirksamkeit der Strafaussetzung

Der Auffassung von Kruse/Uhlig/Zucker, daß selbst 
bei böswilliger Nichterfüllung der gerichtlichen Auf­
lage, den Schaden während der Bewährungszeit nach 
besten Kräften wiedergutzumachen, der Vollzug der 
Freiheitsstrafe nicht angeordnet werden könne, weil 
eine solche Maßnahme in § 45 Abs. 3 StGB nicht vor­
gesehen sei, kann nicht zugestimmt werden.
Zunächst ist davon auszugehen, daß die Bereitschaft 
des Verurteilten zur Wiedergutmachung sowohl für 
die Prüfung einer möglichen Strafaussetzung als auch
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